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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


5 No. 26. 5 


Go, 1914.) Verordnung wegen der Rechtsmittel in fiskaliſchen Unterſuchungen wegen Gutötea A x 


war. bag, Steuer- und ähnlicher Vergehen. Vom 11. Juni 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. g 


berordnen zur Vereinfachung der Rechtsmittel und des Inſtanzenzuges, und zur 
Erhaltung der Einheit der Grundſaͤtze in den Unterſuchungen wegen Vergehen 
wider die Vorſchriften uͤber die Entrichtung und Erhebung oͤffentlicher Abgaben 
und Gefälle für diejenigen Provinzen Unſerer Monarchie, in welchen die allge⸗ 
meine Gerichtsordnung Kraft hat, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
und nach erfordertem Gutachten einer, aus Mitgliedern des Staatsrathes ernann⸗ 
ten Kommiſſion, wie folgt: 


2 

| Gegen Erkenntniſſe in fisfalifhen Unterſuchungen wegen Vergehen wider 
die Vorſchriften uͤber die Entrichtung und Erhebung oͤffentlicher Abgaben und 
Gefaͤlle, als: Steuern, Zölle, Poftgefälle, Kommunikations⸗Abgaben ıc. fol kuͤnf⸗ 
fig das Rechtsmittel der Appellation nach den für den ordentlichen Civilprozeß 
geltenden Vorſchriften, jedoch ohne Unterſchied der Hoͤhe der Strafe Statt 
finden, und der zur Verwaltung der Abgaben oder Gefälle beſtellten Behörde 
und dem Angeſchuldigten gleichmaͤßig zuſtehen. 


C. 2. 

IJn gleicher Weiſe ſoll gegen Entſcheidungen zweiter Inſtanz das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion oder das der Nichtigkeitsbeſchwerde nach Maaßgabe der 
Verordnung vom 14. Dezember 1833. eintreten und die Beſtimmung im $. 2. 
dieſer Verordnung wegen Zulaͤſſigkeit der Reviſion bei einem, nicht in Gelde 
abzuſchaͤtzenden Gegenſtande auf diejenigen Fälle Anwendung finden, in denen 
über eine unmittelbar und nicht ſubſidiariſch zu verhaͤngende Freiheitsſtrafe oder 
uber die Unterſagung des Gewerbes zu erkennen iſt. 


9. 3. | 
Die Friſten zur Einlegung der Rechtsmittel (J. 1. und 2.) richten ſich 
nach den fuͤr den ordentlichen Civilprozeß eee 94 
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(Ausgegeben zu Berlin den 14. Auguſt 1838.) 


ST 


F. 4. 

Die Vorſchriften der Prozeßordnung Tit. 35. $$. 87. bis 99. und 101, 
bis 103. uͤber die Rechtsmittel in fiskaliſchen Unterſuchungen werden in Anſe⸗ 
hung der, im $. 1. bezeichneten Unterſuchungsſachen aufgehoben; die Vorſchriſt 
des $. 100. a. a. O. bleibt für die Falle, in denen von Seiten der Behoͤrde 
das Rechtsmittel eingelegt worden iſt, in Kraft. 


F. 5. 

Die bei Publikation der gegenwaͤrtigen Verordnung bereits anhaͤngigen 
Sachen werden in der Inſtanz, in welcher ſie ſich befinden, nach den bisherigen 
Vorſchriften erledigt; nach beendigter Inſtanz treten aber die Vorſchriften der 
gegenwärtigen Verordnung ein, und iſt die Beſtimmung im F. 2. wegen der 
Nichtigkeitsbeſchwerde auch auf die in zweiter Inſtanz auf Niederſchlagungs⸗ 
oder Milderungsgeſuche erlaſſene Reſolutionen anzuwenden. e 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 

Gegeben Berlin, den 11. Juni 1838. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 


(No. 1915.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Juli 1838., wonach die Aufnahme bei der 
allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt außer den zum Beitritte Verpflich⸗ 
teten, auch allen übrigen penſionsberechtigten unmittelbaren Staatsbeamten, 
fo wie den Aſſeſſoren bei den Provinzialverwaltungs⸗ und Gerichtsbehöt⸗ 
den geſtattet iſt. 


ke 
990 genehmige auf den Bericht vom 15. April d. J., daß bei der allgemeinen 
ittwen⸗Verpflegungsanſtalt, außer den zum Beitritte verpflichteten Beamten, 
fortan auch alle übrige, nach dem Penſions⸗Reglement vom 30. April 1825 pet 
ſionsberechtigte unmittelbare Staatsbeamten aufgenommen werden konnen, jedoch 
mit der Maaßgabe, daß diejenigen, deren firirtes Dienſteinkommen die Summe 
von 250 Rrhlr. nicht uͤberſteigt, hoͤchſtens eine Wittwenpenſion von 50 Frhlr. 
verſichern dürfen. Zugleich will Ich geftatten, daß die Aſſeſſoren bei den Nu 
gierungen, den Ober⸗Landesgerichten und den Mheiniſchen Landgerichten, ie 
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wenn fie weder Gehalt noch Diäten beziehen, der Anſtalt beitreten und, mit Vor⸗ 
behalt der ſpaͤteren Erhöhung, Wittwenpenſtonen von hoͤchſtens 100 Nthlr. ver⸗ 
ſichern koͤnnen. REN ELCH 


Teplitz, den 6. Juli 1838, 8 a 5 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. > 


Na. 1916.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Juli 1838., betreffend die Aufhebung der 
22.40.» 18 Ina: 1828. Ehauſſee⸗Baudienſte in Schleſien gegen Wegfall der, dem dortigen Landfuhr⸗ 
Hege 2 weſen bei Entrichtung des Chauſſeegeldes bisher zugeſtandenen Begün⸗ 

£ ſtigungen. a 


Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsminiſteriums vom 18. v. M. 
beſtimme Ich, daß die nach dem Wege⸗Zoll⸗Neglement für das Herzog⸗ 
thum Schleſien und die Grafſchaft Glatz vom 26. Auguſt 1789., der Deklaration 

vom 1. März 1800. und dem Publikandum vom 26. Oktober 1802. den Ge⸗ 
meinden obliegenden Fuhren und Dienſte zur Unterhaltung der Chauſſeen, zugleich 
aber die, dem Landfuhrweſen in Schleſien bei Entrichtung des Chauſſeegeldes zu⸗ 
geſtandenen Beguͤnſtigungen, vom 1. Januar 1839. ab wegfallen, und auch in 
Schleſien die Chauſſeegelder, ohne Ausnahme, nach dem Ehauſſeegeldtarif vom 
28. April 1828. vom gedachten Zeitpunkte ab erhoben werden ſollen. Dieſe Order 
iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Teplitz, den 11. Juli 1838. 5 f 8 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. 


(No. 19181917.) 8 (No. 1917.) 
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(No. 1917.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. Juli 1838., betreffend die Beſtrafung in⸗ 
ah Eve Aue. valider Deferteure: 
arte. FR fie dee, Paz TR, 
Aut den Bericht des Militair⸗Juſtizdepartements vom 2. Juli c. beſtimme Ich: 
1) daß von den Kriegsgerichten gegen Deſerteure, welche nach dem At⸗ 
teſte eines Militair⸗Arztes zur Aufnahme in eine Feſtungs⸗Strafſektion, 
fo wie zur Fortſetzung des Militair⸗Dienſtes ganz untauglich find, ſtatt 
der geſetzlich verwirkten militairifhen Feſtungs⸗Strafe oder Feſtungs⸗ 
bau⸗Gefangenſchaſt auf Zuchthaus⸗Strafe von gleicher Dauer, Verluſt 
der National-Kokarde und, inſofern nicht Ausſtoßung aus dem Solda⸗ 
tenſtande eintreten muß, auf Entlaſſung aus dem Militair⸗Verhaͤltniſſe 
erkannt werden ſoll, und ö 
2) daß bei Berechnung der Strafzeit und Ueberweiſung der Verurtheil⸗ 
ten an eine Civil⸗Strafanſtalt eben ſo zu verfahren iſt, wie hinſichtlich 
derer verfahren wird, welche durch kriegsrechtliche Erkenntniſſe aus dem 
Soldatenſtande ausgeſtoßen werden und zur Verbuͤßung der gleichzei⸗ 
tig erkannten Freiheits⸗Strafe einer Civil⸗Strafanſtalt uͤberwieſen wer⸗ 
den muͤſſen. 
Wegen Beſtaͤtigung der Erkenntniſſe in dergleichen Faͤllen, verbleibt es 
bei den hieruͤber beſtehenden Vorſchriften. 
. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 78 nt 
Teplitz, den 23. Juli 1838, 
Friedrich Wilhelm. 


An das Militair⸗Juſtizdepartement. 


8 BELIHO LI NE 


In einigen Abdruͤcken der diesjährigen Geſetzzammlung Nummer 24. iſt zu. der 
Inhalts- Angabe des Geſetzes No. 1908. der Text des Geſetzes No. 1909. 
und zu der Inhalts- Angabe des Geſetzes No. 1909, der Text des vor 
hergehenden, No. 1908., irrthuͤmlich geſetzt worden. 


Desgleichen iſt in der folgenden Nummer 25. des Geſetzes No. 1912. wegen 
Fertigung ꝛc. der Spielkarten, im $. 12. zu leſen: „Dezember 1838.“ — 
nicht wie in einigen Exemplaren ſteht: Dezember 1839. 


